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Sehr geehrter Kollege Michael Sommer,

wir waren rd. eine viertel Million, die als
Kolleginnen und Kollegen, als organisierte
Mitglieder der DGB-Gewerkschaften aus Betrie-
ben und Verwaltungen, am 21. Oktober auf den
Straßen Berlins, Stuttgarts, Frankfurts, Mün-
chens und Dortmunds gegen die Große Koalition
und ihre Politik, insbesondere gegen die sgn.
Gesundheitsreform, demonstriert haben.

Die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner
dieses Briefes haben in dieser Situation die
Initiative ergriffen, sich im beiliegenden Brief an
die sozialdemokratischen Abgeordneten
gewandt und sie aufgefordert, mit Nein zu stim-
men.

Tausende, darunter auch der Vorsitzende der
Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen in
der SPD, Ottmar Schreiner, haben am 21. diesen
Brief unterzeichnet, und die Unterschriften-
sammlung geht weiter.

Die Kolleginnen und Kollegen, die organisierte
Arbeitnehmerschaft in Deutschland sagt Nein zur
Gesundheitsreform. Denn sie wissen, es ist wie
im „Brennpunkt Gesundheitsreform“ vom DGB
beschrieben:

Diese „Reform“ bedeutet das Ende der solida-
rischen Finanzierung, die „mit dem Gesund-
heitsfonds noch stärker beschnitten werden
(soll)“, sie bedeutet das Ende der Selbst-
verwaltung, denn „die Bundesregierung soll
ermächtigt werden, per Rechtsverordnung einen
Einheitsbeitrag festzulegen“, und selbst
„Bundestag und Bundesrat haben dann nichts
mehr zu sagen“. Durch den „Einstieg in die
Kopfpauschale“, den weiteren Ausstieg aus der
paritätischen Finanzierung durch das Einfrieren
der Arbeitgeberbeiträge wird es zu weiteren
„Kostenexplosionen“ kommen. Die Privatisierung
der Risiken durch „Wahltarife für junge Gesunde

und den Ausstieg aus dem Sachleistungsprinzip“
wird getragen von der „Privatisierung“, die sich
stützt auf die Senkung der Arbeitgeberanteile,
von denen wir wissen, dass sie als Teil der sgn.
Lohnnebenkosten vorenthaltener Lohn sind. Das
ist gesetzlich verordneter Lohnraub. 

Der DGB hat Vorschläge gemacht. Du, Kollege
Sommer, hast am 21.10. in Stuttgart die Bilanz
gezogen: „Aber was hat die Große Koalition aus
unserem Vorschlag gemacht? Nichts!“ 

Die Regierung stellt sich blind und taub. Die
Anhörungen, ob im Bundesgesundheitsmini-
sterium oder im Bundestagsausschuß, werden
zur Farce. Die Kolleginnen Paschke und
Buntenbach haben, nachdem man die Bitte des
DGB um Verschiebung der Sitzung ignorierte,
darauf am 16.Oktober hingewiesen und die
Anhörung nach einer entsprechenden Erklärung
wieder verlassen.

Diese Regierung baut einen enormen
Zeitdruck auf. Sie will gegen alle Widerstände
diese Antireform durchsetzen.

In aller Dringlichkeit müssen wir uns die Frage
stellen, ob man sie noch weiter gewähren lassen
darf! 

Der Vorsitzende von verdi, Kollege Bsirske,
hat angekündigt, den Widerstand in die Betriebe
zu tragen, die Betriebsversammlungen zu nut-
zen, denn die „Reform“ sei ein „trojanisches
Pferd zur Zerstörung der solidarischen
Grundlagen der Sozialversicherung“. Er fordert,
dass die Pläne eingestampft werden: „Dieses
Paket muß vom Tisch“. Recht hat er!

Du, Kollege Sommer, hast in Stuttgart erklärt:
„Niemand kann von uns erwarten, dass wir taten-
los zusehen, wie die Interessen der kleinen
Leute, der sozial Schwachen, der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, missachtet wer-
den. (…) Wir (werden) uns weiter einmischen.
Die heutigen Kundgebungen sind der Auftakt zu
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weiteren politischen Aktionen der Gewerk-
schaften und nicht ihr Ende.“

Das ist das, was die Kolleginnen und Kollegen
erwarten.

Die Große Koalition will – gegen alle
Widerstände – dieses Gesetz (und weitere)
durchpeitschen. Sie entfaltet einen enormen
Druck auf die Abgeordneten der SPD-Fraktion,
die in bekannter Basta-Manier einer
Koalitionstreue unterworfen werden sollen, deren
Preis die Zertrümmerung unseres Sozialsystems
ist. Ist es in dieser Situation nicht absolut dring-
lich diejenigen aus der SPD-Fraktion, die sich
gegen die „Reform“ wenden und wenden wollen,
mit allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln zu
unterstützen, damit „dieses Paket vom Tisch
kommt“ – endgültig?

Muß nicht ausgehend von den „Betriebs-
versammlungen“, zu denen Kollege Bsirske auf-
gerufen hat (ebenso ist ja auch an Mitglieder-
und VL-Versammlungen zu denken), schnellst-
möglich überall in Deutschland die umfassende
Mobilisierung unserer Organisationen hergestellt
werden, müssen nicht unsere Gewerkschaften
alle Kolleginnen und Kollegen aufrufen erneut,
noch mächtiger als am 21.10., für die
Rücknahme dieser Antireform zu demonstrieren?

Ist nicht heute die entsprechende Form, die

unser Widerstand annehmen kann, der vereinte
Marsch aller in den DGB-Gewerkschaften nach
Berlin, damit dieses „Paket vom Tisch kommt“,
das Millionen von uns aus der Gesund-
heitsversorgung katapultieren wird?

In Erwartung Deiner Antwort verbleiben wir

mit solidarischen Grüßen

Ismail Eren (verdi-Vertrauensmann, SPD/AfA);
Hans-Jürgen Mees (verdi, MAV-Vorsitzender,
Bezirksfachbereichsvorstand 3); Wilfried Klapdor
(verdi, Mitglied der Vertrauensleuteleitung, SPD/AfA);
Dieter Lingscheidt (IG Metall, Betriebsrat, SPD); H.
Özaslan (IG Metall, Betriebsrat); Gerard Pudenz (IG
Metall, Betriebsrat); Klaus Specht (IG Metall,
Betriebsratsvorsitzender); Inge Steinebach (verdi,
SPD/stellv. AfA-Unterbezirksvorsitzende); D. Vogel (IG
Metall, Betriebsrat); Hans Ulrich Walther (IG Metall,
Betriebsrat); P. Zimmer (IG Metall, Betriebsrat); H.-W.
Schuster (verdi-Vertrauensmann, SPD/AfA-Unter-
bezirksvorsitzender) - Angaben in Klammern dienen
ausschließlich der Information

P.S.: In Absprache mit den Unterzeichnerinnen
und Unterzeichnern geht dieser Brief auch an die
Vorstände der Einzelgewerkschaften des DGB
und ebenso an Kolleginnen und Kollegen in
Betrieben und Verwaltungen.


